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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 28. Januar 1954 

6 - 65304 - 80/54 


An den Herrn 

Präsidenten des Deoitschen Bundestages 


Anbei übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf einer Vierzehnten Verordnung 
über Zollsatzänderungen 

nebst Begründung mit der Bitte, die Zustimmung des Bundestages 
berbeizufülhren. 

Es handelt sich um den Entwurf einer Verordnung des Bundes« 
ministers der Finanzen. 

Der Verordnungsentwurf ist gleichzeitig gemäß § 4 des Zolltarif- 
gesetzes vom 16. August 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 527) dem Herrn 
Präsidenten des Bundesrates übersandt worden. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Blücher 


Druck: Bonner Unlversitäts-Buchdrudserei Gebr. Scfaeur. Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg. Rheinallee 20. 
Telefon 3551 



Entwurf einer 

Vierzehnten Verordnung über Zollsatzänderungen 

Auf Grund des § 4 Nr. 1 des Zolltarif- 
gesetzes vom 16. August 1951 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 527) verordnet die Bundesregie- 
rung, nadidem dem Bundesrat Gelegenheit 
zur Stellungnahme gegeben worden ist, mit 
Zustimmung des Bundestages: 

S 1 

Die Zollsätze des Zolltarifs für die nach- 
stehend bezei ebneten Waren werden bis auf 
weiteres wie folgt geändert: 

Tarif- 
Nummer 

aus 01 02 I Rinder der Höhenrassen Montafoner Braunvieh, Fleck- ^ 

I vieh und Pinzgauer (ausgenommen junge Stiere aus 

Abs. B) zur mindestens einjährigen Verwendung als | 
i Nutzvieh in ein und demselben Betrieb im Verbreitungs- | 

^ gebiet der bezeichn eten Höhenrassen gegen Vorlage I 

j a) eines Zeugnisses einer Stelle des Ursprungslandes 
über den Ursprung, die Rasse und die Eignung als 
j Nutzvieh, 

b) eines Zeugnisses des zuständigen beamteten Tier- 
arztes des Ursprungslandes über die Tbc- und 
Abortus-Bang-Freiheit 

I und 

c) eines im Rahmen des nachstehenden Zollkontln- 

i gents erteilten Kontingentscheiines einer Ober- 15 [v 10] 

finanzdirektion, 20 [v 10, 

unter Zollsicherung v 1 5] 

Form und Inhalt der Zeugnisse zu a sowie die zur Aus- 
Stellung der Zeugnisse befugte Stelle müssen von der 
Bundesregierung mit der Regierung des Ursprungs- 
landes vereinbart sem. 

i Form und Inhalt der Zeugnisse zu b müssen von der 
i Bundesregierung mit der Regierung des Ursprungslandes ' 
i vereinbart sein. 

! Das Zollkontingent zu c beträgt jährlich in der Zeit vom 
1. August bis zum 31. Juli 3000 Rinder. In den Monaten 
I August, September, Oktober und November dürfen ' 

; Kontingentscheine für höchstens 2000 Rinder ausgestellt ; 
i werden. Die Oberfinanzdirektion erteilt einen Kontin- | 
i gentschein nur, wenn der Antragsteller eine schriftliciie ! 
i Befürwortung der für den vorgesehenen Verwendungs- 
betrieb zuständigen obersten landwirtschaftlichen Lan- 
! desbehörde vor legt. 


Bezeichnung der Waren 


Bisheriger ^ Neuer 
Zollsatz Zollsatz 

®/o des o/o des 

Wertes Wertes 
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S 2 

Für Rinder der in § 1 bezeidineten Ras- 
sen (ausigenommen junge Stiere), die in der 
Zeit vom 15. September 1953 bis zum In- 
krafttreten dieser Verordnung zum freien 
Verkehr abgefertigt worden sind, ist der 
Zollsatz von 6 Vo anzuwenden, wenn 

1 . die Zahlung des Zollbetrages, 'der sich aus 
dem Unterschied zwischen den bisherigen 
Zollsätzen und dem neuen Zollsatz er- 
geben hat, gegen Vorlage von Gesundheits- 
zeugnissen der im § 1 bezeichneten Art 
und Kontingentsbescheinigungen oberster 
L and esbeh Orden ohne Sicherheitsleistung 
aufgeschoben ist 

und 

2. die Rinder vom ersten inländischen Vieh- 
halter mindestens ein Jahr lang nach der 
Übergabe an ihn in seinem innerhalb des 
Verbreitungsgebietes der bezeichneten 
Höhenrassen gelegenen Betrieb als Nutz- 


vieh verwendet oder vor Ablauf der Ver- 
wendungszeit verendet sind, notgesdilach- 
tet oder auf behördliche Anordnung ge- 
tötet worden sind. 

Die Zahl der Rinder, für die wegen des 
gewährten Zahlunigsaufschubs die Anwen- 
dung des Zollsatzes von 6 ®/o nach § 2 In 
Betracht kommt, ist auf das Zollkontingent 
nach § 1 anzurechnen. 

S 4 

Nach § 14 des Dritten Überleitungsge- 
setzes vom 4. Januar 1953 (BundesgesetzbL I 
S. 1) in Verbindung mit § 19 des Zolltarif- 
gesetzes gilt diese Rechts Verordnung auch im 
Land Berlin. 

S 5 

Diese Verordnung tritt am vierzehnten 
Tage nach ihrer Verkündung in Kraft. 


Begründung 


Zu den Zielen der deutschen Tierzucht ge- 
hören die Gesunderhaltung der Rindviehbe- 
stände und die Gewinnung von Tbc-freier 
Milch. Tbc-kranke Tiere sollen ausgemerzt 
und durch gesunde Tiere ersetzt werden. 

In den Höhengebieten der Länder Bayern 
und Württemberg ist es nidit möglich, die 
notwendige Aufstockung aus Inlandsbestän- 
den in ausreichendem Umfange vorzunehmen. 
Der Bedarf an Tbc-freien und Abortus-Bang- 
freien Rindern der in diesen Gebieten ver- 
breiteten Höhenrassen soll deshalb zu einem 
Teil durch Einfuhren von Montafoner 
Braunvieh, Fleckvieh und Pinzgauer Rindern 
gedeckt werden. Der geltende Zollsatz für 
Rinder wirkt jedoch einfuhrhemmend. Die in 
dem Verordnungs-Entwurf vorgesehene Zoll- 
belastung von 6 ®/o ist tragbar. Die Neu- 
regelung erfüllt auch entsprechende Wünsche 
Österreichs, mit dem vor dem Kriege eine 
Zollvereinbarung für Zuchtvieh und Nutz- 
vieh bestand, die zu einem ähnlichen Ergeb- 
nis führte (Anlage A zum Handelsvertrag 
zwischen dem Deutschen Reich und der Re- 
publik Österreich vom 12. April 1930 — 
RGBl. II S. 1080 — )• 


Zu § 1 

Die Zollbegünstigung soll auf den echten Be- 
darf an Zuchtvieh beschränkt sein. Es ist des- 
halb ein jährliches Zollkontingent von 3000 
Rindern vorgesehen, das in den Monaten 
August bis November nur zu zwei Dritteln, 
d. h. für höchstens 2000 Rinder, ausgenutzt 
werden darf. Um zu gewährleisten, daß nur 
als Nutzvieh geeignete Rinder eingeführt 
werden, die zu den genannten Höhenrassen 
gehören und Tbc-frei und Abortus-Bang- 
frei sind, macht der Entv>^urf die An- 
wendung des ermäßigten Zollsatzes von der 
Vorlage entsprechender Zeugnisse des Ur- 
sprungslandes abhängig. Die Zollvergünstl- 
gung ist ferner an die Bedingung geknüpft, 
daß die Rinder mindestens ein Jahr lang 
innerhalb des Verbreitungsgebietes der be- 
zeichneten Höhenrassen in ein und demsel- 
ben Betrieb als Nutzvieh verwendet werden. 

Zu § 2 

Der Almabtrieb setzt im September ein. In 
dieser Zeit stehen die vorzugsweise zur Ein- 
fuhr in Betracht kommenden Rinder zur 
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Verfügung. Wegen der Beendigung der Le- 
gisliatuirperiade des 1. Bundestages war es 
nicht möglich, bereits für den Herbst 1953 
die vorgesehene Regelung durch Rechtsver- 
ordnung zu treffen. Um die Einfuhren aber 
in Gang zu bringen, wurde für Rinder der 
in § 1 bezeichneten Rassen mit Wirkung vom 
15. September 1953 ab der Unterschiedsbe- 
trag zwischen dem autonomen Zollsatz und 
dem durch den Entwurf vorgesehenen Zoll 
von 6 ®/o auf geschoben, sofern die in § 1 
vorgeschriebenen Zeugnisse Vorlagen und der 
erste inländische Tierhailter sich verpfliditete, 
die Rinder mindestens ein Jahr lang in seinem 
innerhalb des Verbreitungsgebietes der be- 
zeichneten Höhenrassen gelegenen Betrieb zu 
halten. Um die Einfuhren auf Grund dieser 
vorläufigen Regelung auf das vorgesehene 
Zollkontingent zu begrenzen, wurde der Zah- 
lungsaufschub auch davon abhängig gemacht, 
daß etlne Kontingentsbescheinigung vorlag . 
§ 2 des vorliegenden Verordnungs-Entwurfs 
gibt die Rechtsgrundlage dafür, bei den Ein- 
fuhren auf Grund der vorläufigen Regelung 
von der Erhebung der auf geschobenen Zoll- 
beträge abzusehen und damit 'das gleiche wirt- 
schaftliche Ergebnis herb eizu führen, wie es 


sich für die Einfuhren nach Inkrafttreten der 
Verordnung ergibt. 

Zu § 3 

Die Bestimmung legt ausdrücklich fest, daß 
die vor Inkrafttreten der Verordnung nach 
Maßgabe der vorläufigen Regelung durchge- 
führten Einfuhren auf das Zollkontingent 
von 3000 Rindern angerechnet werden. 

Durch die Vorschrift wird sichergestellt, daß 
auf das Zollkontingent alle Einfuhren ange- 
rechnet werden, bei deren Zollabfertigung 
eine Kontingentsbescheinigung zugrunde ge- 
legt wurde, gleichgültig, ob die weiteren 
Bedingungen (einjährige Haltung usw.) ein- 
gehalten werden und dadurch die Zollver- 
günstigung endgültig zum Tragen kommt. 

Zu § 4 

Die Berlin-Klausel ist erforderlich, weil die 
Rechtsverordnung im ganzen Bundesgebiet 
gilt, wenn auch eine 'der Bedingungen für die 
Zollvergütung nur örtlich beschränkt (in Tei- 
len von Bayern und Baden-Württemberg) er- 
füllt werden kann. 
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